
pflichtigen in Erwägung gezogen werden dürfen, hat der Staatsgerichts-
hof in Anlehnung an die schweizerische Rechtsprechung und Lehre be-
jaht. Er lässt bei der Gebührenfestsetzung eine Differenzierung nach der
Leistungsfähigkeit zu, sofern das Kostendeckungs- und das Äquivalenz-
prinzip eingehalten werden. Dabei darf allerdings der «Umverteilungs-
aspekt» nicht im Vordergrund stehen.95
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